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Vorwort 

Mit dem Thema "Gemeinschaftsaufgaben zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden" hat die Hochschru.le für Verwal1nmgswjssenschaften 
Speyer bei ilirem 29. Staatswissenschaftlrl.chen tFortbildungskllll'sus vom 
22. bis 24. !März 1961 vor 320 Verwaltlu,ngsbea.mten des höheren 
Dienstes a1us der Bunrl<esrepublilk ein .Problem zur Diskussion gestellt, 
das noch in mancher Hinsicht der Klärung bedarf. Die hier vorge-
legten Vorträge und der Bericht uber die DisknlssiOIDSbeiträge smd 
darauf abgesteLlt, mit den vielfältigen Fragen, die sich aus dem Ge-
samtthema •&lgeben, vertmut zu machen, um so einer Löstu1Jg der 
Probleme näher zu kommen. Die Erörtel'IUillg der "Ge:meinschaftsaJuf-
gabten" .hat gezcigt, dlaß tdie 1m1r Begriffsbestirnmurug, Wirksamkeit und 
verfassunJgsrecb.tlichen iBegrenzUnJg ~chten Arusfiilhnmgen die Pro-
blemstellung ~gefördert, aber noch nicht vollständig gelöst haben. Die 
Fragen des hier behandelten Themas sind bisher noch viel zu wenig 
unter den arngedeuteten GesichtspiUD:kte:n unterrucht worden, obwohl 
es weder oo einrer Bestandsaufnahme noch an Beiträgen über Teil-
bereiche fehlt. So 'kommt es, daß die m einiligeal Bundesministerien 
vertretenen Aufftassung~en über die "Gemeinschaftsau:fgtaben" in der 
Verwaltungspraxis der Länder IUl1d Gemeinden nicht in allen Funik-
ten g•eteilt werden. Soweit man sich wissenschaftlich bisher mit dem 
Thema befaßt hat, sind recht albweichende Meinlungen erkennbar ge-
worden, die weitere Bemühunlg'eil IUilerläßlich machen. Mit Absicht 
ist :aruf dllie naheJ.ieg€11lde VengJeichnmg supranationaler Atufgaben mit 
supnaföderalen rund suprakommunalen Aruiigaben nicht eilllgegangen 
worden, weil eine solche GegenrüiberstellUlillg den Rahmen unserer 
Veranstal1nmg •gesprengt !hätte. Die in di•eser Publikation vertretenen 
Auffassungen sind persönJiche .Ansiichten der Alutonen; es giJbt weder 
eine Legaldefinition noch e1ne herrschende Lehre über die ch:arnkte-
~istisch.en Merkmale der Gemeinsch:aftsaclgaben öffentlicher Gemein-
wesen. 

Seitd€m Faul Laband di-e öffentlichen Aufgaben (in der Bespre-
churug der "Theorie des französischen Verwaltu'Illgsrechts" von Otto 
Mayer [ArchöffR 1887]) aJUS der Dogmatik des öffentlichen Rechts 
ausgeklammert hat, wird nur noch seltlen danach gefragt, welche Anlf-
gaben der Staat Illach Maßgrabe der Rechtsordruung erfüllt, was Richard 
Thoma alllsdrrückllich als zulässig •anerkannt hat. Die Erfül<lluiJJg öf.fent-
licher Aufgaben durch öffentliche Gemeinwesen steht aber unter den 
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Bed.ingung<en des öffentlichen Rechts, insbesondere aJUch des Verfas-
sungsrechts, einerlei ob es sich 1um ~esetres.akzessorische oder nicht-
gesetzesa:kZ€ssorische Aufgabenerfiilllmg handelt und einerlei ob 
öffent1ich-l'echtliche oder privatrechtliche Formen 1und Mittel zur Er-
füllnmg öffen.t1icher Aufgaben v•erwendet werden. Di'e öffoentlichen 
Au:fig1aben müssen nicht nur .in der Staats- CUilJd Verwaltungslehre und 
nicht IllUr in der Staats- und Verwallnmgspolitik, sondern auch unter 
den Gesichtspunkten des Staats- und Verwaltnmgsrechts erörtert 
werden. 

Einen höcllst bedeutsamen Ausschnitt aJUS dem Gesamtproblem der 
öffentlichen Auiigaben stehlen dli·e "Gemeinschaftsaufgaben" dar, deren 
Qualität und Quantität schon Lä'll!gst nach gr-undsätzlichen Unter-
suchungen verlaillg.en, bevor d~e Rechtsfmg~en 1\l.IIl diie Gestaltuillg des 
zweiten Fernsehprog,:rmnms durch einle AnstaU des öffentLichen Rechts, 
die von den Ländern insgesamt (mit dem Bund oder ohne ihn) er-
richtet werdien soll, dem Fr.a.genkompliex ei..ne ganz besondere AktruJaJ.i-
tät venliehen haben. Man wird sicher gut daran tun, dli.e "Gemein-
schaftsau.fglaben" znmächst einmal von der "Milschverwaitun.g" und 
dem "VerwaltJUillgsverhund" zu IU.n1ierscheiden. Dann wdird man m. E. 
sehr halid erkennen, daß ZIU den "GemeiamchaftsalliDgabem." ruur solche 
öfilent1iche Au.fgaben .gerechnet werden können, die als cigene An-
gelegenheiten der beteililgten Auf1g.a.benträger im Wege der Koordi-
niel'Uillg mehrerer Garneinwesen entweder auf Grund eines Verwal-
tnmgs.abkommens dlwrch eliine gemcinsam getra;g1ene Verwaltungseinheit 
oder entsprechend eilner Vereinha.mmg durch ein Garneinwesen zu-
gleich für andere Gemeinwes·en erfüllt werden. 1im ersten Fall tritt 
an dli.e Stelle einer eigenverantwortlichem. AlJeinentscheidunsg eine nicht 
a'l.Lfuebbare Mibver.antwortlll111g, die den AnbeiJen der Auflgabenverant-
wor.tung entspricht, der diie AusgabenverantwortUillg folgen muß. Das 
Merkmal der Koordinierung schließt die Eirubeziehuillg von SIU.boroi-
nationsverhältn:issen begriffJ.ich aus den "Gemeins.chaftsw:figaben" aus. 
Die .gemeinschaftliche Erfü1lung der gleichen All'1igabe mehrerer Ge-
meinwesen setzt also eine entsprechende Sontdel'IUillg eines Teiles ihrer 
Verbandskompetenz voraus, .der fortan nicht mehr allein, sondern in 
Gemeinschaft mlit anderen {oder ,zugleich für andere) besorgt weroen 
soll. Anlaß und Zirel lassen sich vi•else.itig du!rch gemeinsame Inter-
essen, Gründe der RationaliSii.eruillg lU. a. m. begründen. Damit ist 
jedoch noch nichts über die (verfassJUnJgs-) rechtlichen Grenzen solcher 
Vorgänge gesagt; die Praxis, die i..n dieser Weise verfährt, fordert 
gerade z,u einer Übei1prüfung heraus, die ;im IFaJle eines negativen 
Ergebnisses ZlU einer Ändemmg der praktischen Gepflogenheiten oder 
zu einer VerfaS~S~UrugsänderUillg führen könnte. Soweit aber die Er-
füllung gemeinschaftlicher Anlligaben für verf.assunJgsrechtlich zlliässig 
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erkannt wird, bleiben jedoch EinfiußnJahmen "ohne Sachzustä:nid.iig1k.eit", 
Schrrnälerurug.en der Ve,r,ba.nds.kompetenz durch sog. "En tlastnmgen" 
sowre Widersprüche mun verf:aossungsrecl'l.tldchen Sin'Illg'elb.alt durch 
"AruJSwei1nmg der zenllralen Fondswirtschait" mit der verfassungs-
mäßi;g.en Ordruung unverei.nbar. Ein bres:onders kennzeichnendes Merk-
mal der "Gemeinschaftsaufgaben" ist ail.so nicht eine irgenwie geord-
nete, verw.alt:urugstech'Illische ~rdnung mehrerer Anl;figabenträtger im 
Wege der Unterwerftmg, sondern di·e g.emeinsame .AJ~abenerfüllung 
unter Beachtung dter Verbands'kompetenz, der Koordiniei1tlllg und der 
eiglenen Verantwortll:Illg im Rahmen der Gesetze. 

Im Hinblick auf die vielfälti;g·en AuffasslXIl!gen, die in den Meinnmgs-
äußerungen der Speyerer Tag1UI1Jg ztliill Ausd11uck kommen, soll die 
hiler skizzi•&te Protbl<emstellnmtg .AniLaß :zJU einer erneuten ÜberprüfiUilg 
der Maßnahmen der Praxis und zlll einer weiteren, wi!Ssenschaftlich·en 
UntersuchJtmg bieten, na.chdem clie Materialien hinreichend dargeboten 
und die wroerstreitenden Gesichtspunkte in Fülle aufgezeitgt WO'I'den 
sind. Die Hochschule für Verwaltrung~S~Wissenschaften Speyer strebt 
eine weite.r~hende Klärurug an und hat deSihaJJb über eine Spezialfrage 
unter ihren 3500 ehemaligen Referendaren ein PreisaiUSSichreiben über 
"Dite g.emeinschaft1ichen .AA.Wgaben der Länder in der Bundesrepubli.k" 
eröffnet. 

Speyer, den 12. Mai 1961 
Professor Dr. Dr. Erich Becker 
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Auszug aus der Eröffnungsansprache 
des Chefs der Staatskanzlei Rheinland~Pfalz 

Von Ministerialdirektor Fritz Duppre, Mainz 

Zunächst möchte ich nicht von den Aufg·aben, sondern von den Aus-
gaben sprechen und deshalb auf das Kernstück der Finanzverfassung, 
nämlich Art. 106 .A!bs. 4 des Grundgesetzes, hinweisen. 

Dort lesen wir, daß der Bund und die Länder gesondert die Aus-
gaben tvagen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, 
und daß sie im Rahmen der ordentlichen Einnahmen gleichmäßig An-
spruch auf !Deckung ihr·er notwendigen Ausgaben haben. Daraus ergibt 
sich zunächst die Konnexität z,wischen Ausgaben- und Aufgaben-
verantwortung, die sich aus der Regierungsvorlage des Finanzwrfas-
sungsgesetzes rvom 29. April 1954 noch viel eindeutiger ergeben hatte. 
"Die Ausgabenverantwortung" - so führt der Bundesfinanzminister 
aus -, "deren Grenzen durch die Kompebenz zur Wahrnehmung der 
korvespondierenden Befugnisse und Aufgaben bestimmt werden, be-
schränkt sich nicht auf die Kosten des behördlichen Vollzugs, die 
sogenannten Personal- und iSachausgaben; sie erstreckt sich auch auf 
die allgemeinen HauSihaltsausgaben. Die so umgrenzte Ausgaberwer-
antwortung ·einer Gebietskörperschaft bezi·eht sich somit nicht auf 
den behörolichen Vollzug im r·ein technisch-administrativen Sinn; 
unber Wahrnehmung einer Befugnis oder Aufgabe ist jede Form der 
Verwaltungstätigkeit zu verstehen, insbesonder·e auch die 1Förderung 
von Staats~ecken im gesetzesfreien Raum". So viel zum Grundsatz 
der Konnexität. 

Art. 106 Abs. 4 enthält aber auch den Gmmdsatz der Gleichwertig-
keit der Aufgaben mit der Maßgabe, daß die DeckunJgsbedürfnisse des 
Bundes und der Länder .auieinander abzustimmen sind. Diese tragen-
den Grundsätz·e unserer IF'inanmerfassung wollte ich Ihnen in iErinne-
rung rufen, weil sie .gewissermaßen das Fundament für unsere heutige 
Diskussion darstellen; denn "das Spannungsverhältnis zwischen der 
geschriebenen und der gelsbten Verfassung, zwischen Verfassungsrecht 
und Verfassungswirklichkeit wird im Bereich der Finanzverfassung 
besonders deutlich. Die Kategorien des Geldlichen pflegen höchst real 
zu sein", sagt Hettlage im Staatslexikon für Recht, Wirtschaft und 
Gesellschaft. 
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Und nun wollte ich mich eigentlich auf die Suche nach einer hand-
resten :Definition der Gemeinschaftsaufgaben begeben. Nehmen Sie es 
mir nicht übel, wenn ich zunächst nicht aui die .bereits zitierte amt-
liche Begründung der Regierungsvorlage des Finaruzverfassungs-
gesetzes zurückgr·eife, obwohl die dort eingefüihrte Terminologie be-
reits Schule zu machen beginnt. 

Gehen wir •vom blanken Wortsinn aus, dann vermag doch das Wort 
Gemeinschaftsaufgaben nichts anderes zu bezeichnen, als Aufgaben, 
die den genannten Trägern öffentlicher Verwaltung gemeinsam sind 
und um der Gemeinsamkeitwillen koordiniert wahr~nommen werden 
sollten. Ich denke an die Raumordnung, .bei der der Bundesgesetz-
geber von seiner Rahmenkompeteruz keinen Gebrauch macht und aus 
guten Gründen in einem Bund-Länder-Abkommen die Zusammen-
anbeit in einer administrativen Lösung sichergestellt hat. Die Länder 
haben sich ihrerseits verpflichtet, die Durchführung raumbedeutsamer 
Maßnahmen des Bundes innerhalb ihres Bereichs zu gewährleisten, 
wobei wiederum bemerkenswert ist, daß die Mehrzahl der Länder sich 
administrativer und nicht gesetzlicher Mitbel bedient. Diese Zusammen-
arbeit von Bund, Ländern und Gemeinden soll die harmonisch·e Ein-
fügung der Regionalpläne in den Raumordnungs- oder Entwicklungs-
plan des Landes und dessen Abstimmung mit dem Leitbild des Bundes 
gewährleisten, an dem der sogenannte SARO schon seit Jahren 
arbeitet. 

Jch denke - weil es sich im iZusammenhang aufdrängt - an Maß-
nahmen zur Strukturverbesserung. Dem seit Jahren l•aufenden regio-
nalen ·Förderungsprogramm des Bundes hat beispielsweise die Lan-
desr·egierung von Rheinland-J>falz aus eigener Initiative und mit 
eigenen Mitteln ein Landesergäruzungsprogramm angefügt. Daß auch 
die Landkreise sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit an derartigen 
Maßnahmen -beteiligen, zeigt ein Blick in die Haushaltspläne. 

Ich denke weitenhin an den Straßenbau, eine Aufg•abe, die allen 
Baulastträgern bei den rapide gestiegenen Anforderungen große 
Lasten auferlegt und die gebotene Koordinierung von Maßnahmen 
der Unterhaltung, des Umbaues und des Ausbaues zwisch·en allen 
Lastenträgern g•aruz offensichtlich werden läßt. Ä:hnliches wäre von 
Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft zu sagen. :Ich .glaube, Ihnen da-
mit einige Aufgaben insbesonder·e nichtgesetzesakzessorischer Art auf-
gewiesen zu haben, die Bund, Länder und Gemeinden gemeinschaftlich 
wahrnehmen sollen. 

Was die Wahrnehmung gemeinschaftlicher Aufgaben durch die 
Bundesländer in ihrer Gesamtlheit oder durch Gruppen von Bundes-
ländern betri1ift, so gibt es ·eine außerordentliche Vield'alt von Ab-
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sprachen, Verembammrgen, Abkommen und Staatsverträgen, wobei ich 
zur Vermeidung einer außerordentlich umständlichen Enumeration 
lediglich auf die !Zusammenstellung ver.weisen möchte, die Schneider 
anläßlich der Behandlung des Thema "Verträge z·wischen Gliedstaaten 
im Bundesstaat" auf doer Jahrestagung der Vereinigung !Deutscher 
Staatsrechtslehrer am 13. Oktober 1960 in Köln vorgelegt hat. 

Im Bund-Länder-Verhältnis ist insbesondere das Abkommen über 
den Wissenschaftsrat bekannt geworden, das am 5. September 1957 
g·eschlossi:m und im August 1960 um drei •weitere Jahre verlängert 
wurde und die gemeinsame 1Förderung von !Forschung und Wissen-
schaft zum Gegenstand hat. Ob es allerdings zu dem seit zwei Jahren 
behandelten Rahmenabkommen zwischen Bund und Ländern über die 
Abgrenzung finailJZieller Förderung kultureller Aufgaben kommen 
wird, dürfte in Auswirkung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 28. :Februar 1961 außerordentlich f11aglich sein. 

Daß ·es sich bei einer derartig-en auf konkrete Abmachungen und 
Verträge g-egründeten Zusammenai"beit der Länder untereinander oder 
mit dem Bund nicht um Wildwuchs innerhalb der Verfassungswirk-
lichkeit handelt, hat gerade Geig.er dieser Tagte mit dem Hinweis auf 
das Gabot bundesfreundlichen Verhaltens dargetan, denn dieser 
Grundsatz - so führte er aus - "begründet weiterhin ungeschriebene 
verfassungsrechtliche Nebenpflichten, eine Pflicht zur Zusammenarbeit, 
zur Unterrichtung, zur Vertraulichkeit, zur gemeinsamen Beratung, 
zur Mitwirkung hei notwendigen Entscheidungen, die nur einheitlich 
erg·ehen können. Hierher gehört auch unter Umständen die Pflicht 
zum Abschluß von Verwaltungsv·ereinbarungen". 

Sollten Sie mich getzt darüber befragen, was ich unter Gemein-
schaftsaufgaben von Bund, Ländern und Gemeinden verstehe, so 
würde ich etwa sagen: 

Gemeinschafsaufgaben sind dort gegeben, wo Bund, Länder und 
Gemeinden eigene Aufga:ben unter eigener Verantwortung erfüllen, 
deren Wahrnehmung und Durchführung im Hinblick auf den im Inter-
esse des Gemeinwohls ozu ·erzielenden optimalen ·Effekt koordiniert 
werden soll. Prima vista scheint die von mir bereits erwähnte De-
finition des Bundesfinanzministers in der Begründung zum Finanz-
ver.fassungsgesetz damit übereinzustimmen. In Ziff. 64 werden als 
Gemeinschaftsaufgaben j-ene Sachbereiche •bezeichnet, "in denen Hund 
und Länder zusammenwirken und sich in die Ver;waltungsbefugnis 
teilen". In äihnlicher Weise heißt es in Ziff. 53: "Wird die Vernnt-
wortung für die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben von mehreren 
Gebietskör-perschaften verschiedener Ordnung g·emeinsam getragen 
(Ge.meinschaftsaufgaben), so entspricht ·es der Reg.el, daß die •be-


